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Betrifft 

Windpark Groß Schweinbarth, Windenergie Groß Schweinbarth GmbH, Antrag auf 
Änderungsgenehmigung - Eerweiterung um die WKA GSB-04 & GSB-05 - Ersuchen um 
Gutachtenerstellung  
 
 
 
 

Forst- und jagdökologisches Gutachten 
(LF4-R-592/008-2023) 

 

Sachverhalt 

Der ha. ASV wurde mit Schreiben der Abteilung Anlagenrecht (WST1) vom 14.8.2023 um 

Erstattung eines Gutachtens in Hinblick auf den Antrag auf Änderungsgenehmigung 

gemäß § 18b UVPG 2000 der Windenergie Groß Schweinbarth GmbH bezüglich dem 

Vorhaben „Windpark Groß Schweinbarth“ ersucht. 

 

Befund 

Folgende Änderungen sind vorgesehen: 

a) Errichtung und Betrieb von zwei Windkraftanlagen des Typs Vestas V162 mit einem 

Rotordurchmesser von 162 m, einer installierten Generatorleistung von 6,2 MW und einer 

Nabenhöhe von 169 m. 
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b) Errichtung der windparkinternen Verkabelung und einer 30-kV-Schaltstation zum 

Anschluss der weiteren Anlagen an die bestehende Netzableitung des WP GSB. Die 

Einspeisung der erzeugten Elektrizität erfolgt auf der 30-kV-Ebene im Umspannwerk 

Gaweinstal. 

 

c) Errichtung von Kranstell- und Montageflächen sowie einer geeigneten Zuwegung für 

Transport, Montage und Betrieb der Windkraftanlage. 

 

d) Errichtung von Eiswarn-Tafeln und Leuchten inkl. Verkabelung 

 

Folgende Fragestellungen sind zu beantworten: 

5.2.1 Rufen die geplanten Änderungen zusätzliche, über den mit dem Bescheid der NÖ 

Landesregierung vom 19.Juli 2016, RU4-U-787/033-2016, sowie dem Änderungsbescheid 

vom 06.März 2020, WST1-U-787/069-2020, für den Windpark Groß Schweinbarth 

genehmigte Ausmaß hinausgehende Auswirkungen auf die Umwelt hervor und worin 

bestehen diese zusätzlichen Auswirkungen konkret? 

(Soweit im jeweiligen Fachbereich Aussagen getroffen werden können:) 

 

5.2.2 Können diese zusätzlichen Auswirkungen das Leben oder die Gesundheit von 

Menschen oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte von Nachbarn gefährden? 

 

5.2.3 Können diese zusätzlichen Auswirkungen nachhaltige Belastungen auf die Umwelt 

verursachen, insbesondere den Boden, die Luft, den Pflanzen- oder Tierbestand oder den 

Zustand der Gewässer bleibend schädigen? 

 

5.2.4 Können diese zusätzlichen Auswirkungen durch geeignete Maßnahmen oder 

Vorschreibungen (Auflagen, Bedingungen, Befristungen) begrenzt bzw. vermieden 

werden? 

 

5.2.5 Entspricht das eingereichte Änderungsvorhaben dem Stand der Technik und werden 

einschlägige Richtlinien und Normen eingehalten?  
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5.2.6 Stehen diese zusätzlichen Auswirkungen, unter Einrechnung möglicher 

Maßnahmenvorschreibungen, dem Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung, die für 

den mit dem Bescheid der NÖ Landesregierung vom 19.Juli 2016, RU4-U-787/033-2016,  

sowie dem Änderungsbescheid vom 06.März 2020, WST1-U-787/069-2020, Windpark 

Groß Schweinbarth durchgeführt wurde, entgegen? 

 

5.2.7 Ist das vorliegende Änderungsvorhaben, allenfalls unter der Vorschreibung von 

Auflagen, Bedingungen und Befristungen aus der jeweiligen fachlichen Sicht 

genehmigungsfähig? Wenn ja, unter Vorschreibung welcher (zusätzlichen) Auflagen, 

Bedingungen und Befristungen? 

 

Folgende Unterlagen und Erhebungen liegen dem ggst. Gutachten zugrunde: 

 Technische Beschreibung des Vorhabens (Einlage B.1.1) 

 Übersichtslageplan Rodung (Einlage B.2.14) 

 Aufstellung Rodungsflächen (Einlage C.1.6) 

 2. Projektänderung - Umweltauswirkungen (Einlage D.1.1) 

 Schattenwurfgutachten Erweiterung WP Groß-Schweinbarth (Einlage D.3.1) 

 Schalltechnische Untersuchung Erweiterung Windpark Großschweinbarth (Einlage 

D.3.2) 

 Stellungnahme Wildökologie - 18b Bericht (Einlage D.3.4) 

 Eisfallgutachten Windpark Groß-Schweinbarth Erweiterung (Einlage D.3.7) 

 Ortsaugenschein vom 18.9.2023 

 u.a. 

 

Durch die Errichtung und den Betrieb zweier zusätzlicher Windenergieanlagen (WEA 

GSB04 u. GSB05) werden 2.837 m² temporäre und 1.686 m² dauerhafte Rodungsfläche 

zusätzlich beansprucht (vgl. Einlage B.1.1 bzw. Abb. 1). 
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Als Ausgleichsmaßnahme für den Waldflächenverlust sind Ersatzaufforstungen im 

Verhältnis 3:1 vorgesehen.  

 

Die WEAs weisen 3 Rotorblätter à 79,35 m, einen Rotordurchmesser von 162 m 

(überstrichene Fläche 20.612 m²) sowie eine Nabenhöhe von 169 m auf. Die 

Nennwindgeschwindigkeit beträgt 12,5 m/s (Einschaltgeschwindigkeit 3 m/s, 

Abschaltgeschwindigkeit 24 m/s), die Drehzahl liegt zwischen 4,3 und 12,1 U/min. Der 

Schallleistungspegel in Nabenhöhe beträgt zwischen 93,9 dB bei 3 m/s und 104,8 dB bei 

15 bis 20 m/s.  

 

Die beiden Anlagen befinden sich in Randlage zu den nächstgelegenen Waldkomplexen 

außerhalb von naturschutzfachlichen Schutzgebieten. Der Abstand zum nächstgelegenen 

FFH-Gebiet „Weinviertler Klippenzone“ beträgt mind. ca. 0,1 km. Die Mindestabstände zu 

den bestehenden 3 WEAs des ggst. Windparks betragen 510 m.  

 

Die Netzableitung der von beiden WEAs erzeugten elektrischen Energie erfolgt über ein 

30 kV Kabelsystem zu einer zu errichtenden Schalt- und Kompensationsstation (L/B/H von 

11,16/5/3,47 m) im Nahbereich der bestehenden WEA GSB 03 und in weiterer Folge über 

die bestehende Netzableitung zum Umspannwerk Gaweinstal. Die Kabelverlegung erfolgt 
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im Bereich landwirtschaftlicher Flächen in einer Mindesttiefe von 100 cm, im Bereich von 

Wegen in mind. 80 cm Tiefe.  

 

Der Flächenbedarf des gesamten Vorhabens beträgt temporär 29.615 m², dauerhaft 

demgegenüber 4.206 m². Der Großteil der temporär beanspruchten Flächen entfällt auf 

Lager- und Montageflächen (rd. 18.100 m²), gefolgt von Kabeltrassen (rd. 7.300 m²). 

Dauerhaft werden Flächen vorwiegend für Kranstellflächen (rd. 2.000 m²) und die 

Zuwegung (rd. 1.100 m²) benötigt.  

Für die Bauphase werden ca. 31 Wochen veranschlagt, beginnend mit der Rodung und 

Kabelverlegung sowie endend mit der Rekultivierung und Inbetriebnahme. Die gesamte 

Verkehrsbelastung in der Bauphase wird mit rd. 6.040 Schwertransporten (ca. 39 Fahrten 

pro Tag) sowie 528 Leichttransporten (3 Fahrten pro Tag) eingeschätzt. In der 

Betriebsphase wird mit 54 Fahrten pro Jahr gerechnet (vgl. Einlage B.1.1).  

  

Zur Eiserkennung sind die beiden Anlagen mit dem Eiserkennungssystem „Vestas Ice 

Detection“ (VID) ausgestattet. Bei Eisansatz werden die Rotorblätter angehalten. 

Eisabwurf kann somit ausgeschlossen werden. An den Zufahrten zum Windpark sowie an 

diversen Wegen im näheren Umfeld werden zum Schutz von Personen Hinweisschilder 

mit Warnleuchten installiert.   

 

Zur Vermeidung von Bränden sind die Gondeln der WEAs mit einem Blitzschutzsystem 

ausgestattet. In Bereichen erhöhter Entzündungswahrscheinlichkeit sind Wärme-, Rauch- 

und Lichtbogensensoren zur Überwachung integriert. Im Bedarfsfall wird die Anlage 

abgeschaltet und vom Netz getrennt. Über eine Backup-Stromversorgung ist die Funktion 

des Brandmeldesystems auch nach Netzentkopplung gewährleistet. Die WEAs verfügen 

über eine automatische Feuerlöscheinrichtung.  

 

Zur Vermeidung von Störfällen sind regelmäßige Service- und Wartungsmaßnahmen 

vorgesehen. Die WEAs selbst entsprechen den Sicherheitsstandards. Im Störfall selbst 

sind entsprechende Mechanismen vorgesehen (vgl. Einlage D.1.1).  

 

Nach Beendigung der Betriebsdauer (in der Regel 20 Jahre) können die Anlagen 

rückstandslos demontiert werden. Die Fundamente werden bei Rückbau bis 1 m unterhalb 

Bodenoberkante abgeschrämmt und die Bodenlücken mit Bodenmaterial aufgefüllt.  
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Die errechnete Schallbelastung liegt in der Bauphase deutlich unter den Vorgaben der 

Planungsrichtwerte gemäß der Flächenwidmung für die repräsentativen Immissionspunkte 

IP 1 bis IP 7a (Lr, Bau max. 32 dB am IP 5a). In der Betriebsphase kommt es durch die 

geplante Erweiterung zu Aufhöhungen von LA, eq. von 0,6 dB(A) im Bereich des IP 3 

(Matzen) bis max. 6,8 dB(A) im Bereich des IP 7a (Kuranstalt Bad Pirawarth). Anhand des 

Isophonenplans ist die vorhabensbedingte Schallausbreitung ersichtlich (vgl. S. 27 d. 

Einlage D.3.2).   

 

 

Zusätzlicher erweiterungsbedingter Schattenwurf ergibt sich lediglich durch WEA GSB 05 

an 2 Immissionspunkten (IP I und IP J). Die theoretisch max. mögliche Schattenwurfdauer 

liegt unter Berücksichtigung sämtlicher Bestandsanlagen bei allen Immissionspunkten 

unter dem empfohlenen Richtwert von 30 Stunden pro Jahr bzw. 30 Minuten pro Tag.  

 

 

Gutachten 

Zu Fragestellung 5.2.1 

Die geplanten Änderungen rufen über das genehmigte Ausmaß hinausgehende 

Auswirkungen auf die Umwelt hervor. Diese bestehen im Wesentlichen in einem erhöhten 

temporären und dauerhaften Flächenbedarf, womit auch ein erhöhter Rodungsbedarf 

einhergeht (sh. Befund). 

 

 

Zu Fragestellung 5.2.2  

Die zusätzlichen Auswirkungen stellen keine wesentliche Gefährdung für das Leben oder 

die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte von 

Nachbarn dar. Das Einvernehmen mit den betroffenen Waldeigentümern und 

Waldanrainern wurde hergestellt.  
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Zu Fragestellung 5.2.3 

Die zusätzlichen Auswirkungen können nachhaltige Belastungen auf die Umwelt 

verursachen, insbesondere den Boden, den Pflanzen- oder Tierbestand bleibend 

schädigen. 

 

Zu Fragestellung 5.2.4  

Die zusätzlichen Auswirkungen können durch geeignete Maßnahmen und 

Vorschreibungen (Auflagen, Bedingungen, Befristungen) begrenzt bzw. vermieden 

werden. Die Konsenswerberin schlägt als Maßnahme einen Ausgleich des Verlusts von 

Waldwirkungen durch dauerhafte Rodungsflächen in Form einer Ersatzaufforstung im 

Verhältnis 1 zu 3 (Rodungsfläche zu Ersatzaufforstungsfläche) vor.  

 

Zu Fragestellung 5.2.5  

Das eingereichte Änderungsvorhaben entspricht dem Stand der Technik. Es werden die 

einschlägigen Richtlinien und Normen eingehalten.  

 

Zu Fragestellung 5.2.6  

Die zusätzlichen Auswirkungen stehen dem Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung, 

die für den mit dem Bescheid der NÖ Landesregierung vom 19.Juli 2016, RU4-U-787/033-

2016, sowie dem Änderungsbescheid vom 06.März 2020, WST1-U-787/069-2020, 

Windpark Groß Schweinbarth durchgeführt wurde, unter Einrechnung möglicher 

Maßnahmenvorschreibungen nicht entgegen. 

 

Zu Fragestellung 5.2.7  

Das vorliegende Änderungsvorhaben ist unter Änderung der Auflage Nr. VI.1 des 

Genehmigungsbescheids vom 19.7.2016 bzw. des Änderungsbescheids vom 6.3.2020 

aus fachlicher Sicht genehmigungsfähig.  
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Auflage (Änderung)  

1. In Anbetracht der hohen Schutz- und Wohlfahrtswirkung der dauernd zu rodenden 

Waldflächen sind als Ausgleichsmaßnahme Ersatzaufforstungen im Verhältnis von 

mindestens 1 zu 3 (dauernd gerodete Fläche zu Ersatzaufforstungsfläche), das sind 

zumindest 54.186 m², an geeigneter Stelle im Nahbereich der Rodungsflächen notwendig. 

 

Dipl.-Ing. S c h a c h e l 

 

ASV für Forst- und Jagdökologie
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